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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Um dem Anliegen der proportionalen Vertretung der Sprachregionen in der
Bundesverwaltung Nachdruck zu verleihen, nahmen National- und Ständerat eine
Motion de Buman (cvp, FR) an, welche die Dreisprachigkeit von Kadermitgliedern der
Bundesverwaltung fordert. Die Motion verlangt, dass Kadermitglieder neben ihrer
Muttersprache eine zweite Amtssprache beherrschen und eine dritte mindestens
verstehen. Bei Anstellungen soll die Dreisprachigkeit zur Bedingung gemacht werden.
Beide Kammern nahmen darüber hinaus eine Motion Lombardi (cvp, TI) an (09.4331), die
eine Ombudsperson verlangt, welche für die Förderung der italienischen Sprache und
eine adäquate Vertretung italienischsprachiger Beamter in der Verwaltung zuständig
sein soll. Der Bundesrat unterstützte die Motion und erweiterte sie dahingehend, dass
nicht nur die italienische, sondern auch die französische Sprache darunter fallen solle.
Auch die Anregung von Ständerat Maissen (cvp, GR), die rätoromanische Sprache
aufzunehmen, wurde entgegengenommen. Per 1. Juli 2010 wurde bereits ein
Ombudsmann eingestellt, dessen Aufgaben aber noch präzisiert werden müssen. 1

MOTION
DATUM: 16.09.2010
MARC BÜHLMANN

Am letzten Sitzungstag der Frühjahrssession 2021 lehnte der Nationalrat die Motion von
Michel Matter (glp, GE) ab, der Massnahmen für eine mehrsprachige Bundesverwaltung
gefordert hatte. Der Forderungskatalog des Genfers, der neben einer schweizweiten
Kampagne, die den Bund als mehrsprachigen Arbeitgeber anpreisen sollte, auch mehr
Rücksichtnahme bei Bewerbungen auf sprachliche Minderheiten, obligatorische
Sprachtests und Sprachkurse für Verwaltungsangestellte sowie eine angemessene
Vertretung aller Landessprachen in den Führungsetagen der Bundesämter umfasste,
war in der Stellungnahme des Bundesrats Mitte Februar nachgerade zerpflückt worden.
Die Bundesverwaltung sei in verschiedenen Kommunikationskanälen als «multilinguale
Arbeitgeberin» präsent; alle Stelleninserate würden in den drei Amtssprachen
publiziert und eine «diskriminierungsfreie Rekrutierung» sei sichergestellt. Würden für
bestimmte Stellen Sprachkompetenzen verlangt, so würden diese mit Sprachtests
überprüft. Seit 2018 würden Sprachkompetenzen in der gesamten Verwaltung
regelmässig evaluiert und Massnahmen ergriffen, wenn die Anforderungen nicht erfüllt
würden. Schliesslich müsse die möglichst proportionale Berücksichtigung aller
Sprachen in den Kaderfunktionen auf der Basis der Sprachenverordnung eingehalten
werden. Der Bundesrat erachte die Motion deshalb als bereits erfüllt. Die grosse
Kammer schien hier mit der Regierung einer Meinung zu sein und lehnte die Motion
diskussionslos ab. 2

MOTION
DATUM: 19.03.2021
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Personal

Die Motionen von Ständerat Studer (sp, NE) und von Nationalrat Berberat (sp, NE)
(05.3152) wurden auch von der jeweiligen anderen Kammer diskussionslos
gutgeheissen. Sie verlangen eine Erhöhung der Zahl der französisch- und
italienischsprachigen Personen in den Führungspositionen der Bundesverwaltung.
(Siehe auch die Diskussion im Nationalrat im Zusammenhang mit einer Interpellation
Simoneschi (cvp, TI) (05.3277). 3

MOTION
DATUM: 09.05.2006
HANS HIRTER

Ende 2012 legte das Eidgenössische Personalamt (EPA) den vierjährlich zu erstellenden
Evaluationsbericht zur Förderung der Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung vor.
Der Bericht zeigt auf, dass der Anteil französischsprachiger Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in den letzten vier Jahren leicht zugenommen hat und mit 21,2% dem
Sollwert von 22% immer näher kommt. Ebenfalls noch nicht beim Sollwert angelangt ist
der Anteil italienischsprachiger (6,7%; Soll: 7%) und rätoromanischsprachiger
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (0,3%; Soll 1%). In der Bundesverwaltung
übervertreten ist entsprechend die deutsche Sprache (71,8%; Soll: 70%). Obwohl mit
Artikel 9 des Sprachengesetzes Bundesangestellte das Anrecht auf die Muttersprache
als Arbeitssprache haben, zeigte die Befragung des Personals im Jahr 2011, dass
lediglich 73% in ihrer bevorzugten Amtssprache arbeiten. Das EPA wies zudem

MOTION
DATUM: 27.12.2012
MARC BÜHLMANN
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verschiedene unternommene Massnahmen zur Förderung der Mehrsprachigkeit aus,
wie etwa eine zentralisierte Sprachausbildung, Marketinganstrengungen, um den Bund
als Arbeitgeber auch in der französischen und italienischen Schweiz bekannt zu machen
oder die Erarbeitung von Massnahmenkatalogen durch die Bundeskanzlei und die
Departemente. Die Räte waren mit dem Erreichten noch nicht zufrieden und forderten
in einer Motion der staatspolitischen Kommission des Ständerats (SPK-SR) eine
Zentralisierung der strategischen Steuerung für die Förderung der Mehrsprachigkeit
beim EFD. Weiter beauftragten sie den Bundesrat dafür zu sorgen, dass Führungskräfte
zwei Amtssprachen aktiv und eine dritte passiv beherrschen, wobei die Ausbildung vom
Arbeitgeber zu bezahlen sei. Für die Umsetzung dieser Massnahmen solle die Regierung
einen Mehrsprachigkeitsbeauftragten ernennen. Zwei noch nicht behandelte Postulate
Romano (cvp, TI) (12.4050) und Cassis (fdp, TI) (12.4265) verlangen zudem einen
vertieften Bericht zur Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung. 4

Landesverteidigung

Ausrüstung und Beschaffung

Marco Romano (cvp, TI) hatte Mitte 2015 eine Motion eingereicht, mit der er erwirken
wollte, dass Güter und Dienstleistungen für die Armee auch durch KMU geliefert, bzw.
erbracht werden können. Die Armasuisse sollte verpflichtet werden, Ausschreibungen
grundsätzlich immer in den drei Amtssprachen zu publizieren und die verlangten
Produktionsmengen auf die Möglichkeiten der KMU abzustimmen. Darüber hinaus
sollen aber insbesondere auch Anstrengungen unternommen werden, um Unternehmen
in die Beschaffungsprozesse einzubinden, die nicht in den grösseren
Produktionsregionen des Mittellandes angesiedelt sind. Mit den hochwertig
produzierenden KMU als "Rückgrat der Schweizer Wirtschaft" seien die
Voraussetzungen gegeben, jedoch würden hunderte Firmen aufgrund hoher
Mengenanforderungen und kurzen Fristen ausgeschlossen. Hierin sah der Motionär
noch grosses Potenzial, zumal frühere Anstrengungen der Armee, vermehrt auf
Schweizerische Produkte zu setzen, sehr geschätzt worden seien. 
Der Bundesrat zeigte sich zurückhaltend bezüglich dieser Forderungen. Zwar
anerkannte er die Stossrichtung der Überlegungen, verwies aber auch auf zahlreiche
Bestimmungen, in denen bereits weitgehende Regelungen diesbezüglich umgesetzt
werden. Ausschreibungen werden über das Gesetz und die Verordnung über das
öffentliche Beschaffungswesen geregelt – dort wird auch der Grundsatz der
Gleichbehandlung aller Anbieter hoch gehalten und ebenso die Achtung der
Sprachregionen. Im Falle von Bauten ist festgelegt, dass gerade auch die Amtssprache
des Standorts der Gebäude im Ausschreibungsverfahren benutzt wird. In der Summe
kam die Landesregierung zum Schluss, dass die geforderten Anliegen bereits erfüllt
seien, weswegen die Motion zur Ablehnung beantragt wurde. Im Bereich der Sprachen
seien Neuerungen im sich in Revision befindlichen Beschaffungsrecht zu erwarten.
Im Herbst 2016 gelangte die Motion in den Nationalrat. Romano gab seinem Anliegen
nochmals Ausdruck und fokussierte dabei auf die Sprachenfrage. Es sei essenziell, dass
die Beschaffungsaufträge in den drei Amtssprachen vorlägen. Auch wenn der Bundesrat
diesbezüglich Verbesserungen in Aussicht stelle, gab sich Romano skeptisch ob der
tatsächlichen Umsetzung in diesem konkreten Feld. Der Verteidigungsminister äusserte
sich nur kurz zum Antrag und blieb beim Verweis auf die laufenden Arbeiten. Der
Nationalrat liess sich aber nicht auf die Haltung der Regierung ein und nahm die Motion
an. 106 Ja-Stimmen standen 81 Nein-Stimmen gegenüber, ein Ratsmitglied enthielt
sich. 5

MOTION
DATUM: 20.09.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Es verging einige Zeit, bis die Motion Romano (cvp, TI) wieder auf der Agenda der
eidgenössischen Räte stand. Zunächst befasste sich die WAK-SR mit dem Thema, wobei
sie dies gleichzeitig mit weiteren Geschäften tat, die ebenfalls das Beschaffungswesen
betrafen. In Sachen Armasuisse und der Forderung der Motion, Produktionsmengen auf
die Möglichkeiten der KMU abzustimmen, nahm die Kommission eine ablehnende
Haltung ein, da das Bundesamt für Rüstung bereits heute bestrebt sei, die
Beschaffungsmengen so aufzuteilen, dass sie besser auf KMU zugeschnitten seien. Mit 5
zu 3 Stimmen und 4 Enthaltungen wurde dem Plenum die Ablehnung beantragt.

In der Wintersession 2018 setzte sich der Ständerat ebenfalls im Rahmen einer
grösseren Debatte zum Beschaffungswesen mit der Vorlage auseinander. Eine Debatte
zur Motion Romano fand nicht statt, sie wurde in globo mit den anderen Geschäften

MOTION
DATUM: 10.12.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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abgelehnt. Einzig eine Motion Müri (svp, LU; Mo. 17.3571) nahm die kleine Kammer an. 6

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Luftfahrt

Die in der Teilrevision des Luftfahrtgesetzes von 2017 aufgenommenen Regelungen
betreffend den Sprachgebrauch im Flugverkehr seien in der Verordnung über den
Flugsicherungsdienst nicht dem Willen des Parlamentes entsprechend umgesetzt
worden: So müsse selbst bei nichtgewerbsmässigem Sichtflug auf Regionalflughäfen
(etwa vom Segelflugzeug-Hobbypilot) seit Januar 2019 Englisch benützt werden, erklärte
die Verkehrskommission des Nationalrates (KVF-NR). Das Parlament habe im Sommer
2017 zwar beschlossen, Englisch als Standardsprache im Flugverkehr vorzuschreiben,
dem Bundesrat aber gleichzeitig die Kompetenz gegeben, für gewisse Bereiche
Ausnahmen zu definieren. Die Verkehrskommission des Nationalrates fühlte sich nun
vom Bundesrat missverstanden, weil dieser in der Verordnung keine Ausnahme für
nichtgewerbsmässigen Sichtflug vorgesehen hatte. Die KVF-NR ersuchte mit ihrer
Motion «Für den nichtgewerbsmässigen Sichtflug die Landessprachen nicht
verbieten» den Bundesrat, die Verordnung über den Flugsicherungsdienst so zu
ändern, dass die im Funkverkehr verwendete Sprache in Absprache mit den
Luftraumnutzern vereinbart wird und der Funkverkehr für den nichtgewerbsmässigen
Sichtflug weiterhin in der ortsüblichen Landessprache stattfinden darf.
Bundesrätin Sommaruga verteidigte die Sprachregelung, als die Kommissionsmotion im
September 2019 in der grossen Kammer behandelt wurde. Es gehe um ein kleines
Fachvokabular, das auf Englisch beherrscht werden müsse, und wenn man fliegen
könne – «das braucht ja schon ziemlich viel Grips» –, dann könne man auch noch
fünfzig bis hundert Wörter auf Englisch lernen, befand die Magistratin. Demgegenüber
sei es für die Flugsicherheit wirklich ein Gewinn, wenn der Funkverkehr einheitlich auf
Englisch geführt werde. 
Die Nationalratsmitglieder sahen dies anders und folgten ihrer Kommission: Mit 138 zu
13 Stimmen (bei 23 Enthaltungen) wurde die Motion in der grossen Kammer
angenommen. Eine Motion Jauslin (fdp, AG; Mo. 19.3286), die das gleiche bezweckt wie
die Kommissionsmotion, war bis dahin im Rat noch nicht behandelt worden. 7

MOTION
DATUM: 12.09.2019
NIKLAUS BIERI

Nachdem in der Folge der Teilrevision des Luftfahrtgesetzes mit einer Änderung der
Verordnung über den Flugsicherungsdienst auch für nichtgewerbsmässige Sichtflüge
auf Regionalflughäfen Englisch als alleinige Sprache für den Funkverkehr eingeführt
worden war, regte sich im Parlament Widerstand. Es sei unvertretbar, dass ein
Segelflugpilot auf einem regionalen Flugplatz bei der Landung auf Englisch funken
müsse, hatte die KVF-NR im Mai 2019 befunden und die Motion «Für den
nichtgewerbsmässigen Sichtflug die Landessprachen nicht verbieten» eingereicht, die
im September 2019 in der grossen Kammer angenommen wurde. 
Die KVF-SR nahm sich im Oktober 2019 des Anliegens an und beantragte ihrem Rat
einstimmig, die Motion anzunehmen. 
Im Dezember 2019 verwies Bundesrätin Sommaruga im Ständerat zwar darauf, dass eine
Abkehr von «English only» zu Lasten der Sicherheit im Flugbetrieb gehe, aber sie
wehrte sich nicht mehr gegen die Anpassung der Flugsicherungsverordnung, worauf der
Ständerat die Motion diskussionslos annahm. 8

MOTION
DATUM: 05.12.2019
NIKLAUS BIERI
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Menschen mit Behinderungen

Nachdem sie vom Bericht über die Möglichkeiten der rechtlichen Anerkennung der
Schweizer Gebärdensprachen Kenntnis genommen hatte, ortete die WBK-NR eine
Notwendigkeit zur Schaffung eines Gesetzes zur Anerkennung der Gebärdensprachen.
Sie lancierte zu diesem Zweck Ende März 2022 eine Kommissionsmotion. Neben der
rechtlichen Anerkennung der Gebärdensprachen beabsichtigt das Gesetz die generelle
Förderung der Chancengleichheit gehörloser Menschen in den unterschiedlichsten
Bereichen. Eine aus Vertretern und Vertreterinnen der SVP bestehende
Kommissionsminderheit beantragte die Ablehnung der Motion, da sie Menschen mit
anderen Behinderungen dadurch als ungleich behandelt erachtete und eine Lösung
innerhalb der geltenden gesetzlichen Bestimmungen bevorzugte. 9

MOTION
DATUM: 31.03.2022
MARLÈNE GERBER

In der Sommersession 2022 nahm der Nationalrat eine von der WBK-NR lancierte
Kommissionsmotion zur Schaffung eines Gesetzes zur Anerkennung der drei
Schweizer Gebärdensprachen mit 134 zu 32 Stimmen (bei 13 Enthaltungen) an. Die
Kommission konnte auf die geschlossene Unterstützung der Fraktionen der SP, Grünen,
Grünliberalen und Mitte sowie derjenigen von 9 respektive 22 Mitgliedern der SVP- und
FDP.Liberalen-Fraktion zählen. Somit liegt das Zepter nun bei den Mitgliedern des
Ständerats. 10

MOTION
DATUM: 01.06.2022
VIKTORIA KIPFER

Wie bereits zuvor der Nationalrat sprach sich in der Wintersession 2022 auch der
Ständerat für die Schaffung eines Gesetzes zur Anerkennung der drei Schweizer
Gebärdensprachen aus. Stillschweigend nahm der Zweitrat die Motion der WBK-NR
an. 11

MOTION
DATUM: 12.12.2022
VIKTORIA KIPFER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Anlässlich der Beratung einer Motion Zbinden (sp, AG) für eine gesamtschweizerische
Volksschulreform wurde im Nationalrat von verschiedener Seite Kritik am Zürcher
Vorprellen in Sachen Fremdsprachenunterricht laut. Trotz Bedenken hinsichtlich der
Verletzung kantonaler Zuständigkeiten wurde die Motion mit 75 zu 73 Stimmen
überwiesen. Die vom Ständerat noch nicht behandelte Motion beauftragt den
Bundesrat, die Kantonsregierungen und die Schweizerische Konferenz der Kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK) zur gemeinsamen Realisierung einer schweizerischen
Volksschulmodernisierung anzuhalten – wobei Erneuerungsimpulse aus Zürich
durchaus übernommen und auf sinnvolle Weise landesweit adaptiert werden sollten. 12

MOTION
DATUM: 17.09.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Kultur, Sprache, Kirchen

Film

Eine Motion der Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
(WBK-NR) verlangte eine Teilrevision des Bundesgesetzes über Filmproduktion und
Filmkultur zur Anpassung der Bestimmungen über die Angebotsvielfalt beim Film.
Aufgrund zunehmender Bedeutung neuer Konsumformen wie beispielsweise dem
internetbasierten Video on Demand (VoD) sei eine Überprüfung der bestehenden
Fördermassnahmen zur Angebotsvielfalt im Filmwesen auf ihre Aktualität hin
vorzunehmen. In seiner positiven Antwort zeigte sich der Bundesrat bereit, einen
Vorschlag zur Ausweitung der Einverleiherklausel für den Online-Markt vorzulegen.
Diese Klausel sieht vor, dass Kinofilme nur zur Erstaufführung in der Schweiz zugelassen
werden können, wenn das Verleihunternehmen die Auswertungsrechte für alle
Schweizer Sprachregionen erwirbt. Damit soll gesichert werden, dass Filme in allen
Sprachregionen der Schweiz in den jeweiligen Sprachen verfügbar sind. Die beiden Räte

MOTION
DATUM: 11.06.2013
MARLÈNE GERBER
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schlossen sich in ihren Beratungen einvernehmlich dem Bundesrat an und überwiesen
die Motion zur Ausarbeitung einer Gesetzesvorlage an die Landesregierung. 13

Mit der im November 2014 vom Bundesrat präsentierten Kulturbotschaft 2016-2020
sollen unter anderem Anpassungen der Bestimmungen über die Angebotsvielfalt beim
Film vorgenommen werden. Mit einer Änderung des Filmgesetzes soll die
Einverleiherklausel, welche bis anhin Schweizer Kinobetreiber verpflichtet, die
Filmrechte für alle Sprachregionen der Schweiz zu erwerben, auf den Video- und DVD-
Markt sowie auf Video-on-Demand (VoD) ausgeweitet werden. Mit diesem Vorhaben
berücksichtigt der Bundesrat eine im Vorjahr in beiden Räten überwiesene Motion der
nationalrätlichen Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur (WBK-NR). 14

MOTION
DATUM: 28.11.2014
MARLÈNE GERBER

Sprachen

Ganz ohne Widerstand passieren sprachpolitische Anliegen auch im Parlament nicht
immer. So verweigerten bei der Behandlung der Regierungsrichtlinien 1987–91
Westschweizer Ständeräte ihre Zustimmung zur Absicht, in dieser Legislaturperiode
eine Neufassung des Sprachenartikels in der Bundesverfassung (BV) zur Abstimmung zu
bringen. Obwohl eine entsprechende Motion der Bündner Nationalräte, welche eine
Stärkung des Rätoromanischen verlangt, 1985 überwiesen worden war, betrachteten die
erwähnten Ständeräte nun die Mundartwelle in der Deutschschweiz als weit
gravierenderes Sprachproblem und eine Teilrevision der Bundesverfassung als
übertriebenen Aufwand. Mit 30:10 Stimmen wurde ihr Streichungsantrag abgelehnt. Der
Bericht der Expertenkommission, die einen neuen Sprachenartikel vorschlagen soll,
verzögerte sich indessen, da ihr insbesondere die Suche nach einer angemessenen
Berücksichtigung des Territorialprinzips Schwierigkeiten bereitet. Der Einsicht, dass ein
abgegrenztes Sprachgebiet die Grundlage für den Erhalt des Rätoromanischen wäre,
steht das Prinzip der Gemeindeautonomie entgegen, das möglichst nicht angetastet
werden sollte. 15

MOTION
DATUM: 20.06.1988
LUZIUS MEYER

Bundesrat und Parlament zeigten sich 1991 geneigt, einen Teil der Forderungen der
Tessiner Abgeordneten bezüglich der Arbeit der Bundesverwaltung zu erfüllen.
Spätestens 1998 gedenkt die Regierung die von der Verfassung geforderte
Gleichberechtigung des Italienischen mit den beiden anderen Amtssprachen
zumindest in den bundeseigenen Publikationen herzustellen. Bisher blieben
beispielsweise die Vernehmlassungsberichte, die parlamentarischen Vorstösse sowie
die Stellungnahmen des Bundesrates, der Voranschlag und die Staatsrechnung,
Berichte von Experten- und Studienkommissionen, das Statistische Jahrbuch sowie die
Zeitschrift "Die Volkswirtschaft" unübersetzt. Der Bundesrat beschloss deshalb, den
Bestand der italienischsprachigen Übersetzer in der Verwaltung schrittweise zu
verdoppeln und in Bellinzona eine Zweigstelle seines Übersetzungsdienstes
einzurichten. 16

MOTION
DATUM: 13.12.1991
MARIANNE BENTELI

Bei der Behandlung einer Motion Cavadini zur Gleichstellung der italienischen Sprache
in der Bundesverwaltung schloss sich der Ständerat dem Erstrat an und überwies den
Punkt 4 der Motion, welcher verlangt, dass in den Stellenausschreibungen der
Bundesverwaltung die Beherrschung der italienischen Sprache postuliert werden
muss, ebenfalls in der verbindlichen Form. Da der Nationalrat drei weitere Punkte der
Motion nur als Postulat überwiesen hatte, war die kleine Kammer nicht verpflichtet,
sich dazu zu äussern. Um aber die Bedeutung dieser Frage zu unterstreichen,
entschloss sie sich auf Antrag ihrer Kommission, die drei Anregungen (Erstellen einer
Beamtenstatistik nach Sprachgruppen, Förderung der Anstellung von
italienischsprachigen Beamten im mittleren und höheren Kader, Prüfung einer
Quotenregelung) in eigener Regie ebenfalls als Postulat zu verabschieden. 17

MOTION
DATUM: 18.06.1992
MARIANNE BENTELI
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Obgleich die fundierte Analyse der Abstimmung vom 6. Dezember 1992 zeigte, dass der
Beitritt zum EWR nicht nur am Graben zwischen Deutsch und Welsch, sondern auch am
Gegensatz Stadt-Land gescheitert war, blieben die möglichen Spannungen zwischen
den Sprachgemeinschaften und deren Überwindung ein vieldiskutiertes Thema. Im
Berichtsjahr behandelte das Parlament eine ganze Reihe von Vorstössen, welche
unmittelbar nach der EWR-Abstimmung eingereicht worden waren. 

Die kleine Kammer überwies einstimmig eine von 41 Ständerätinnen und Ständeräten
mitunterzeichnete Motion Rhinow (fdp, BL), welche den Bundesrat beauftragt,
Massnahmen zu treffen sowie allfällige Änderungen auf dem Wege der Rechtssetzung
vorzulegen, um die Verständigung zwischen den Sprachgemeinschaften, namentlich
zwischen der Deutschschweiz und der Romandie, im Interesse des nationalen
Zusammenhalts nachhaltig zu fördern. Mit dem Hinweis, dass er vor Annahme des
revidierten Sprachen- und des neuen Kulturförderungsartikels keine
verfassungsmässige Grundlage für ein weitergehendes Handeln auf Bundesebene sehe,
hatte die Landesregierung Umwandlung in ein Postulat beantragt. 18

MOTION
DATUM: 27.04.1993
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat war bereit, eine Motion Comby (fdp, VS) anzunehmen, welche verlangt,
dass die Weisungen über die Vertretung der sprachlichen Minderheiten in der
Bundesverwaltung von 1983 näher auszuführen, zu ergänzen und für verbindlich zu
erklären seien. Er legte Wert auf die Feststellung, dass sich die Vertretung der
lateinischen Sprachgemeinschaften in der Bundesverwaltung generell verbessert habe,
dass die Anstrengungen aber weiterverfolgt und verstärkt werden müssten. Obgleich
die Zielquoten nach Landessprachen heute generell nahezu erreicht seien, bestehe
nach wie vor eine Untervertretung der Französischsprechenden in den unteren
Lohnklassen, während beim Kader teilweise eine Übervertretung entstanden sei. 

Der zweite Punkt der Motion, welcher die Überwachung dieser Massnahme vom
Eidgenössischen Personalamt zur Dienststelle für Verwaltungskontrolle des Bundesrates
transferieren wollte, wurde auf Antrag der Regierung nur als Postulat überwiesen. 19

MOTION
DATUM: 17.12.1993
MARIANNE BENTELI

Der Basler SP-Ständerat Plattner hatte anfänglich einen Rückweisungsantrag
eingereicht mit dem Inhalt, die Besserstellung des Rätoromanischen sei ausgehend
vom bestehenden Art. 116 BV auf Gesetzesstufe zu realisieren. Er zog diesen Antrag im
Verlauf der Beratungen zurück, kleidete ihn aber in die Form einer Motion, die von 26
seiner Kolleginnnen und Kollegen mitunterzeichnet wurde. 20

MOTION
DATUM: 15.06.1994
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat nahm eine 1993 vom Nationalrat teilweise überwiesene Motion Comby
(fdp, VS) an, welche verlangt, dass die Weisungen über die Vertretung der sprachlichen
Minderheiten in der Bundesverwaltung von 1983 näher auszuführen, zu ergänzen und
für verbindlich zu erklären seien. Da die Forderungen teilweise in den
Zuständigkeitsbereich des Bundesrates eingreifen, wurden zwei Motionen Salvioni (fdp,
TI), die eine gerechtere Vertretung der lateinischen Sprachgruppen in der allgemeinen
Bundesverwaltung sowie eine bessere Berücksichtigung dieser Sprachregionen bei der
Vergabe von Bundesaufträgen forderten, lediglich als Empfehlungen verabschiedet. 21

MOTION
DATUM: 21.09.1994
MARIANNE BENTELI

Beide Kammern sprachen sich praktisch einstimmig für einen Beitritt der Schweiz zur
"Agence de Coopération Culturelle et Technique" (ACCT) aus, die in erster Linie die
Entwicklung einer multilateralen französischsprachigen Zusammenarbeit in den
Bereichen Erziehung, Ausbildung, Kultur, Wissenschaft und Technik verfolgt. Die ACCT
ist das Hauptumsetzungsorgan der Frankophoniegipfel, an denen die Schweiz seit 1989
als Vollmitglied teilnimmt. Sowohl von den Parlamentariern wie vom Bundesrat wurde
betont, dass der Anschluss der Schweiz an diese einzige intergouvernementale
Organisation der Frankophonie Ausdruck eines staatlichen Willens und nicht nur
Entgegenkommen an die Romandie bedeute. Es gehe unter anderem darum, die nach
dem EWR-Nein der Schweiz eingetretene Isolation abzuschwächen. 22

MOTION
DATUM: 21.12.1995
MARIANNE BENTELI
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Da er selber diesen Vorschlag gemacht hatte, war der Bundesrat bereit, eine Motion
Jutzet (sp, FR) entgegen zu nehmen, die ihn auffordert, ein Gesetz betreffend
Unterstützung der mehrsprachigen Kantone bei der Erfüllung ihrer besonderer
Aufgaben auszuarbeiten. Bereits 1994 hatte der Nationalrat einer diesbezüglichen
parlamentarische Initiative Robert (gp, BE) Folge gegeben, diese dann im Hinblick auf
die anstehende Revision des Sprachenartikels aber nicht weiter verfolgt. 23

MOTION
DATUM: 13.06.2000
MARIANNE BENTELI

Eine Motion Hess (sd, BE) zum Schutz der Landessprachen vor englischen
Fremdwörtern hatte hingegen keine Chancen im Nationalrat. Bundesrätin Dreifuss
versprach dem Motionär, dass sich die Landesregierung insbesondere in ihren
Publikationen und den Direktiven an die verschiedenen Bundesämter dafür einsetzen
werde, dass so weit als möglich nur Landessprachen verwendet werden. Sie verwahrte
sich aber gegen eine zentralistische Lösung, welche die Kantonshoheit in diesem
Bereich verletzen würde. Auf ihren Antrag wurde die Motion mit 95 zu 6 Stimmen
abgelehnt. 24

MOTION
DATUM: 13.06.2000
MARIANNE BENTELI

Um die Absichten der Landesregierung ausdrücklich zu unterstützen, überwies der
Nationalrat bei der Beratung der Legislaturplanung eine Motion der vorberatenden
Kommission, welche den Bundesrat beauftragt, dem Parlament einen
Massnahmenkatalog zum besseren gegenseitigen Verständnis und zur Stärkung der
gemeinsamen Handlungsfähigkeit der unterschiedlichen kulturellen Sensibilitäten in
der italienisch-, französisch- und deutschsprachigen Schweiz vorzulegen. Die Motion
wurde vom Ständerat ebenfalls angenommen, wobei der Kommissionssprecher, der
Bündner CVP-Abgeordnete Maissen allerdings monierte, der Nationalrat habe offenbar
übersehen, dass die Schweiz nicht drei-, sondern viersprachig sei; er hoffe, dass die
Nichterwähnung des Rätoromanischen lediglich ein Versehen sei. 25

MOTION
DATUM: 22.06.2000
MARIANNE BENTELI

Nach dem Nationalrat nahm auch der Ständerat eine Motion Jutzet (sp, FR) an, die den
Bundesrat auffordert, ein Gesetz betreffend Unterstützung der mehrsprachigen
Kantone bei der Erfüllung ihrer besonderen Aufgaben auszuarbeiten. 26

MOTION
DATUM: 20.03.2001
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat nahm eine Motion seiner SPK an, die den Bundesrat beauftragt, im
Entwurf des Voranschlages für das Jahr 2002 den Kredit für
Verständigungsmassnahmen um CHF 1 Mio. aufzustocken. Dieser Betrag soll der
Mitfinanzierung des Projekts «Exchange» (Schüleraustausch zwischen den
Sprachregionen anlässlich der Expo 02) zugute kommen und wurde an die Bedingung
geknüpft, dass eine Koordination des Projekts durch die Standortkantone in
Zusammenarbeit mit der CH-Stiftung erfolgt. Der Bundesrat zeigte sich bereit, das
Projekt im Sinn des verständigungspolitischen Verfassungsauftrags zu unterstützen. Da
er vor einer bindenden Zusage über die Höhe des Kredits die offenen Fragen mit den
Kantonen erörtern wollte, beantragte er ergebnislos Überweisung als unverbindliches
Postulat. Der Ständerat hiess die Motion ebenfalls gut. 27

MOTION
DATUM: 06.06.2001
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies ein Postulat Rennwald (sp, JU), das den Bundesrat ersucht,
neue Gesetzestexte von Anfang an in mehreren Amtssprachen zu erarbeiten und nicht
erst im Nachhinein zu übersetzen, um das Denken in den Minderheitssprachen besser
zu berücksichtigen. 
Eine Motion Galli (cvp, BE) (Mo.01.3321) mit der Forderung, sämtliche Wortmeldungen in
der Bundesversammlung im Internet auf Italienisch zu publizieren, wurde abgelehnt, da
alle Voten ausschliesslich in der Sprache wiedergegeben sind, in der sie gehalten
werden; jener Teil der Motion, der eine durchgehende italienische Version der
parlamentarischen Geschäftsdatenbank verlangte, wurde dagegen angenommen. 
Siehe auch eine Interpellation Galli (Ip.01.3320) zur Vertretung der
italienischsprachigen Schweiz in den Kaderstellen des Bundes. 28

MOTION
DATUM: 14.12.2001
MARIANNE BENTELI
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Im Einverständnis mit dem Bundesrat überwies der Nationalrat eine Motion Pelli (fdp,
TI), die den Bundesrat beauftragt, die Bundespersonalstatistik so zu gestalten, dass für
alle vier Landessprachen ersichtlich wird, welche Angestellten Verwaltungsarbeiten
verrichten und welche Übersetzungen anfertigen. Damit soll dargelegt werden, wie
viele Personen deutscher, französischer, italienischer und rätoromanischer
Muttersprache tatsächlich am Entscheidungsprozess teilnehmen und wie viele für die
landesweite Verständigung arbeiten. 29

MOTION
DATUM: 21.06.2002
MARIANNE BENTELI

Gegen den Antrag der vorberatenden Kommission, die auf den technischen Aufwand
verwies, weshalb sie den Vorstoss lediglich in Postulatsform überweisen wollte, nahm
der Ständerat mit 23 zu 14 Stimmen eine Motion des Nationalrates Galli (cvp, BE) an,
die verlangt, dass die Geschäftsdatenbanken des Parlaments («Curia» und «Curia
Vista») ebenfalls auf Italienisch konzipiert und unterhalten werden sollen.
Ausschlaggebend für die Zustimmung waren die Voten der beiden Tessiner Marty (fdp)
und Lombardi (cvp), die darauf hinwiesen, dass sämtliche parlamentarischen Akten (mit
Ausnahme des «Amtlichen Bulletins», in dem jeder Redner in der Sprache protokolliert
wird, in der er spricht) ohnehin zuhanden der insgesamt zehn italienischsprachigen
Abgeordneten der Bundesversammlung auf Italienisch übersetzt und dabei elektronisch
erfasst werden. 30

MOTION
DATUM: 05.12.2002
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte Nationalrat Bezzola (fdp, GR) erreichen, dass das von der
Erziehungsdirektorenkonferenz seit 1990 angeregte und im Entwurf zum neuen
Sprachengesetz vorgesehene Institut zur Förderung der Mehrsprachigkeit (IFM) in
Graubünden angesiedelt wird. Er machte geltend, Graubünden sei der einzige
dreisprachige Kanton und der einzige Kanton der Schweiz, in dem die vierte
Landessprache verbreitet sei. Der Bundesrat verwies darauf, dass nicht beabsichtigt
sei, eine neue Institution zu schaffen. Es sei vielmehr vorgesehen, das IFM als Zentrum
mit Spezialaufgaben einem bestehenden universitären Institut anzugliedern, welches
mit bestehenden Institutionen (Universitäten, Fachhochschulen, kantonalen Instituten)
in den verschiedenen Sprachregionen vernetzt wird. Bei der Behandlung der Motion
Bezzola im Nationalrat erklärte Couchepin, die Verabschiedung des neuen
Sprachengesetzes habe für den Bundesrat keine Priorität mehr. Im Entwurf seien
Förderungsmechanismen vorgesehen, die ihm in Zeiten, in denen in allen Bereichen
Subventionen gestrichen werden, politisch sehr heikel erschienen. Auf seinen Antrag
und im Einverständnis mit dem Motionär wurde der Vorstoss nur als Postulat
angenommen. 31

MOTION
DATUM: 05.06.2003
MARIANNE BENTELI

Anders als der Nationalrat 2002 lehnte der Ständerat eine Motion Pelli (fdp, TI) ab, die
den Bundesrat beauftragen wollte, die Bundespersonalstatistik so zu gestalten, dass für
alle vier Landessprachen ersichtlich wird, welche Angestellten Verwaltungsarbeiten
verrichten und welche Übersetzungen anfertigen. Damit sollte dargelegt werden, wie
viele Personen deutscher, französischer, italienischer und rätoromanischer
Muttersprache tatsächlich am Entscheidungsprozess teilnehmen und wie viele für die
landesweite Verständigung arbeiten. Die kleine Kammer folgte bei ihrer Ablehnung den
Erwägungen ihrer Staatspolitischen Kommission, welche auf inzwischen geleistete
Arbeiten der Bundesverwaltung und einen in Aussicht gestellten Bericht des
Bundespersonalamts zur Förderung der Mehrsprachigkeit verwies. Vertreter der
lateinischen Schweiz, Marty (fdp, TI) und Brändli (svp, GR), plädierten vergebens für eine
Annahme. Sie machten geltend, dem Motionär sei es nicht um eine reine Statistik
gegangen, sondern darum, die Aufmerksamkeit auf den Umstand zu lenken, dass in den
höheren Chargen der Bundesämter und der bundesnahen Betriebe kaum italienisch-
oder romanischsprachige Personen vertreten sind. In den Expertenkommissionen des
Bundes sind die Romands und die Italienischsprachigen hingegen leicht
übervertreten. 32

MOTION
DATUM: 02.03.2004
MARIANNE BENTELI
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In der Folge überwiesen die Räte im Einverständnis mit dem Bundesrat eine Motion
Berberat (sp, NE) und der Ständerat eine Motion Studer (sp, NE) für eine Erhöhung der
Zahl der französisch- und italienischsprachigen Personen in den Führungspositionen
der Bundesverwaltung. Konkret sollen Bewerberinnen und Bewerber aus diesen
Sprachregionen bei gleicher Qualifikation solange den Vorzug gegenüber
Kandidierenden aus der Deutschschweiz erhalten, bis ihr Anteil demjenigen der
Landesbevölkerung entspricht. Eine Motion Simoneschi (cvp, TI), welche verlangte, dass
Stellenausschreibungen des Bundes Italienischsprachige nicht diskriminieren dürfen
(z.B. durch das Erfordernis der deutschen oder französischen Muttersprache), nahm
der Nationalrat ohne Gegenstimme an. Anlässlich der Beratung der vom Bundesrat
unterstützten Motion Studer (sp, NE) erklärte Bundesrat Merz, dass diese Forderung
bereits in einer Weisung des Bundesrates aus dem Jahre 2003 enthalten ist, aber leider
ungenügend umgesetzt werde. 33

MOTION
DATUM: 07.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Nachdem der Nationalrat bereits 2005 einer Motion Berberat (sp, NE) zur Erhöhung der
Anzahl der französisch- und italienischsprachigen Personen in den Führungspositionen
der Bundesverwaltung zugestimmt hatte, nahm er jetzt auch diskussionslos eine gleich
lautende Motion von Ständerat Studer (sp, NE) an. Die kleine Kammer ihrerseits
überwies eine Motion Simoneschi (cvp, TI) aus dem Nationalrat, die verlangt, dass bei
Stellenausschreibungen des Bundes Italienischsprachige nicht diskriminiert werden
dürfen. 34

MOTION
DATUM: 08.03.2006
MARIANNE BENTELI

Als der Genfer Nationalrat Hodgers (gp), welcher sich im Berichtsjahr zur Verbesserung
seiner Deutschkenntnisse für ein Jahr in Bern niederliess, aufgrund der dort gemachten
Erfahrungen in der NZZ am Sonntag äusserte, der Gebrauch der Deutschschweizer
Mundart sei belastend für den nationalen Zusammenhalt, sorgte dies insbesondere in
der französischsprachigen Bevölkerung für ausgedehnte Debatten. In einer
andauernden Flut von Leserbriefen fanden sich einerseits Stimmen, die von
Deutschschweizern den vermehrten Gebrauch des Hochdeutschen forderten; andere
waren jedoch im Sinne des Erhalts der Mundart eher der Ansicht, dass
Schweizerdeutsch an Schulen in der Romandie gelehrt werden sollte. Ein ähnliches
Problem sieht auch der Journalist und Ex-Chefredaktor der „Liberté“, José Ribeaud,
welcher das Schweizerdeutsch in seinem neuen Buch als „arme de discrimination et
d’exclusion“ darstellte; und das nicht nur gegenüber der lateinischen Schweiz, sondern
auch gegenüber Zuzüglern aus dem Ausland. Die plurilinguale Schweiz sei „une
chimère“, ein Hirngespinst. Hodgers reichte im Berichtsjahr gleich neun
parlamentarische Vorstösse ein, davon neben einer Anfrage drei parlamentarische
Initiativen, drei Postulate und zwei Motionen, welche mit einem breiten
Massnahmenkatalog Einsatz und Verbreitung der Dialektsprache regeln sowie
grundsätzlich die Mehrsprachigkeit und den Austausch über die Sprachgrenzen hinaus
fördern wollen. Bereits abgelehnt wurde ein Postulat zur Förderung der Kooperation
kleiner deutsch- und westschweizer Betriebe durch die Schaffung von neuen
Handelskammern. Ebenfalls abgelehnt wurde eine Motion, welche den Fragenkatalog
zum Sprachgebrauch wieder in den Mikrozensus der Schweizer Bevölkerung aufnehmen
wollte, da nur so eine ausreichende statistische Grundlage zur sprachlichen
Entwicklung in der Schweiz bestehe. Der Bundesrat führte in seiner ablehnenden
Antwort aus, dass dafür neu alle fünf Jahre eine vertiefte Erhebung zum Thema
„Sprache, Religion und Kultur“ stattfinden solle. Zum ersten Mal durchgeführt werde
diese im Jahre 2014. Die Behandlung der verbleibenden Vorstösse, darunter auch eine
parlamentarische Initiative, welche dem Erlernen einer zweiten Landessprache
gegenüber dem Englischen Vorrang geben will, steht noch aus. 35

MOTION
DATUM: 01.10.2010
MARLÈNE GERBER

In der Sommersession beschloss der Ständerat entgegen dem Antrag des Bundesrates,
eine Motion Maissen (cvp, GR) anzunehmen, welche vom Bundesrat fordert, einen
neuen schweizerischen Fernsehkanal zu realisieren, der bereits ausgestrahlte
Sendungen durch Synchronisierung oder den Gebrauch von Untertiteln der jeweils
anderssprachigen Bevölkerung zur Verfügung stellt. Der Nationalrat stand dem Geschäft
im Sinne der Stärkung der gegenseitigen Verständigung und des nationalen
Zusammenhalts ebenfalls positiv gegenüber, teilte aber die Bedenken des Bundesrates,
ob die finanzielle Situation der SRG die Schaffung eines zusätzlichen Fernsehkanals
erlaube. Er beschloss daher auf Anraten seiner Kommission, die Motion mit der
Änderung anzunehmen, dass zur Erreichung dieser Ziele kein eigenständiger Kanal
geschaffen werden müsse, die SRG jedoch angehalten werden soll, ihre Beiträge in

MOTION
DATUM: 15.12.2010
MARLÈNE GERBER
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dieser Sache zu erhöhen. 36

Der Ständerat gab in der Frühjahrssession seine Zustimmung zur abgeänderten Motion
Maissen (cvp, GR), die den Integrationsauftrag der SRG thematisiert. Der Nationalrat
hatte den Vorstoss, der die Einrichtung eines SRG-Spartenkanals zur Sprach- und
Kulturverständigung verlangte, im vorangehenden Jahr in abgeschwächter Form
angenommen. 37

MOTION
DATUM: 16.03.2011
SUZANNE SCHÄR

Gleich drei Motionen forderten vom Bundesrat im Berichtsjahr 2014 eine
sprachenfreundlichere Vergabepraxis bei öffentlichen Aufträgen. Ignazio Cassis (fdp,
TI) verlangt mit seinem Anliegen, an die unter dem Schwellenwert von CHF 8,7 Mio.
liegenden, kleineren Aufträge dieselben sprachenfreundlichen Anforderungen zu
stellen wie an grössere Aufträge. Mit Fabio Regazzi (cvp, TI) will ein zweiter Tessiner
Nationalrat gleiche Bedingungen für Unternehmen der verschiedenen Amtssprachen
herstellen, und zwar durch Abbau der Sprachbarrieren bei Aufträgen von bundesnahen
Betrieben. Der Bundesrat beantragte die Annahme der beiden Tessiner Motionen, da er
seit seinem Entscheid vom 30. April die Eingaben der Verfahrensteilnehmer im
Ausschreibeverfahren bereits in allen Amtssprachen zulassen will. Der Entscheid soll im
Rahmen der anstehenden Beschaffungsrechtsrevision umgesetzt werden. Eine Motion
de Buman (cvp, FR) verlangt schliesslich, dass der Bundesrat alles Nötige unternehme,
um sowohl bei der Ausschreibung wie auch bei der Entgegennahme von Offerten alle
Amtssprachen zu akzeptieren und zu verwenden. Diese Motion hatte der Bundesrat
bereits 2012 aus formellen Gründen abgelehnt; es sei noch unklar, ob die geforderten
Massnahmen notwendig und zielführend seien. Nachdem der Nationalrat dem Anliegen
im September 2014 zugestimmt hatte, schickte es der Ständerat in der Wintersession
gemäss Ordnungsantrag Fournier (cvp, VS) zurück an die Kommission. Die anderen
beiden Motionen gelangten im vierten Quartal zum Erstrat in die grosse Kammer, wo
beide Anliegen befürwortet wurden. 38

MOTION
DATUM: 12.12.2014
MARLÈNE GERBER

Im Juni 2013 reichte Nationalrat Fathi Derder (fdp, VD) eine Motion zur Stärkung der
Mehrsprachigkeit durch die Aufwertung des Englischen  ein. Da sich das Englische in
verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen immer mehr zur offiziellen
Kommunikationssprache entwickle, sei es wichtig, dieses mit der Mehrsprachigkeit der
Schweiz zu verknüpfen. Es solle dabei aber nicht auf Kosten der bestehenden Sprachen,
sondern vielmehr zu deren Ergänzung benutzt werden. Mit dem Status als
Teilamtssprache gälte es zwar weder als Amts- noch als Landessprache, könne aber als
legitime Sprache in der Behördenkommunikation fungieren. Des Weiteren erwartet der
Motionär – als Begleitmassnahme für die Anpassungen in der Mehrsprachigkeit – dass
Personen, welche eine Arbeitsbewilligung in der Schweiz beantragen, mindestens eine
Landessprache beherrschen müssen. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion mit der Begründung, dass die
Mehrsprachigkeit bereits durch die Verankerung der vier Landessprachen in der
Bundesverfassung gegeben sei und zunächst diese gesetzlich festgelegten
Schwerpunkte gestärkt werden müssten. Da das Englische zudem schon in diversen
gesellschaftlichen Bereichen starke Präsenz aufweise, sei eine staatliche Unterstützung
dessen nicht von Nöten. Bezüglich der vorausgesetzten Sprachkompetenz von
Ausländerinnen und Ausländern verwies der Bundesrat auf bereits bestehende Kriterien
im Bundesgesetz über Ausländerinnen und Ausländer (AuG). Die Motion wurde im Juni
2015 zurückgezogen. 39

MOTION
DATUM: 02.06.2015
MELIKE GÖKCE

Nachdem sowohl die Motion Regazzi (14.3872) (vergleichbare Regeln bezüglich der
Nutzung der Amtssprachen bei Auftragsausschreibungen in bundesnahen Betrieben
analog zu öffentlichen Aufträgen) als auch die Motion Cassis (Anpassung der Regeln zur
Nutzung der Amtssprache für Bauaufträge des Bundes) im Dezember 2014 vom Erstrat
angenommen worden waren, befürwortete im Juni 2015 auch der Ständerat als Zweitrat
beide Anliegen. Die Diskussion um die Motion de Buman (12.3914) eröffnete hingegen
eine Kontroverse. Der Ständerat hatte diese bereits im Dezember 2014 an die
Kommission zurückgewiesen mit dem Auftrag, die Ende 2013 erschienene Schätzung
der WRK bezüglich der nach Sprachregionen aufgeteilten Vergabe öffentlicher
Aufträge zu analysieren. Nachdem die Kommission diese Analyse zur Kenntnis
genommen hatte, anerkannte sie die massgebliche Rolle der sprachlichen Hürden im

MOTION
DATUM: 18.06.2015
MELIKE GÖKCE
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Bereich des Beschaffungswesens. Dennoch sah sie keinen Bedarf, dem Bundesrat
zusätzliche Aufträge zu erteilen, da bereits eine Empfehlung der
Beschaffungskonferenz des Bundes zur Förderung der Mehrsprachigkeit vorliegt und
der Bundesrat in der Vernehmlassung zum öffentlichen Beschaffungsrecht bereits das
Einverlangen mindestens einer Offerte aus einer anderen Sprachregion vorgeschlagen
hatte. Die Mehrheit der Kommission beantragte ihrem Rat, die Motion abzulehnen, und
stützte sich hierbei auf die Argumentation des Bundesrates, welcher den Mehraufwand
und die Mehrkosten im Vergleich zum effektiven Nutzen in Frage stellte. Die Motion
wurde im Ständerat dennoch mit 21 zu 14 Stimmen bei einer Enthaltung angenommen,
womit das Anliegen überwiesen wurde. Der Nationalrat hatte der Motion als Erstrat
bereits 2014 zugestimmt. 40

Eine im Frühjahr 2014 von der Sozialdemokratischen Fraktion eingereichte Motion, die
eine verstärkte Förderung der Mittel, Ressourcen und Programme zur Erreichung der
im Sprachengesetz festgelegten Spracherwerbsziele forderte, wurde in der
Frühjahrssession 2016 abgeschrieben, nachdem sie zwei Jahre lang nicht behandelt
worden war.
Der Bundesrat hatte die Motion zu Ablehnung beantragt, da er zunächst die Resultate
der Bilanz des Harmonisierungsprozesses abwarten wollte. 41

MOTION
DATUM: 18.03.2016
MELIKE GÖKCE

Dass die Sprachpolitik in der Schweiz dem kantonalen Hoheitsrecht unterstellt ist,
wurde spätestens mit dem aufkommenden Sprachenstreit im Jahr 2014 einer breiten
Öffentlichkeit bewusst. Darauf, dass der Bund sich aber dennoch einbringen kann,
indem er den Austausch zwischen Sprachregionen fördert und finanziell unterstützt,
musste zunächst Nationalrätin Aline Trede (gp, BE) hinweisen. Mit ihrer eingereichten
Motion wollte sie den Bundesrat auffordern, CHF 50 Mio. für
Sprachaustauschprogramme für sich in Ausbildung befindende Personen
bereitzustellen. Als der Sprachenstreit im Herbst 2015 längst seinen Peak erreicht hatte,
war Trede aber als Volksvertreterin abgesetzt worden und der Vorstoss stand noch
immer offen zur Diskussion. Im Winter 2015, mit dem Beginn der neuen Legislatur,
nahm sich Maya Graf (gp, BL) der Motion an, bevor sie diese schliesslich im Herbst 2016
zurückzog. Mit Bezugnahmen auf die Erläuterungen von Bundesrat Berset begründete
sie ihren Entscheid zum einen mit dem Postulat (Po. 14.3670)  und der
Kommissionsinitiative (Pa. Iv. 14.459) der WBK-NR – die Initiative war zwar wenige
Wochen vor der Motion zurückgezogen worden, hatte aber zu einer Vorlage
beigetragen, mit der die Stellung der Landessprache in der Schule gestärkt werden soll
und die sich zu diesem Zeitpunkt in der Vernehmlassung befand – und zum anderen mit
der Zusage des Bundesrats, die finanziellen Mittel zur Förderung des schulischen
Austausches mit der Kulturbotschaft 2016–2020 zu erhöhen. 42

MOTION
DATUM: 29.09.2016
MELIKE GÖKCE

Eine Motion Engler (cvp, GR) beauftragt den Bundesrat – im Rahmen der
bevorstehenden Kulturbotschaft 2021–2024 – die mögliche Verankerung einer
ausserparlamentarischen Kommission für Sprachfragen im Sprachengesetz als Entwurf
vorzulegen. Die Kommission solle sich aus je drei Vertretern der vier Landessprachen
sowie drei Vertretern von Minderheitensprachen zusammensetzen. Sie solle sich der
Verständigung und des Austausches zwischen den Sprachregionen annehmen und den
Bundesrat in sprachpolitischen Fragen der Bundesebene beraten. 
Auch wenn die Sprachenpolitik grundsätzlich der kantonalen Aufgabenhoheit
unterliege, falle dem Bund – im Sinne von Art. 70 Abs. 3 BV – gerade die Förderung
ebendieser Verständigung und des Austausches zwischen den Sprachgemeinschaften
zu. Die Landes- und Minderheitensprachen seien ein zentraler Bestandteil der Schweiz
und ein identitätsstiftendes Merkmal dieser, was die grenzüberschreitende
Verständigung der Kantone zu einem wichtigen gesellschaftlichen Faktor mache. Eine
eigens für Sprachfragen gegründete Kommission könne somit das
Verantwortungsbewusstsein des Bundesrates aufzeigen und Fingerspitzengefühl im
Umgang mit unterschiedlichen Kantonalbedürfnissen fördern.
Der Bundesrat selbst beantragte die Ablehnung der Motion, da er zum einen bereits mit
der Kulturbotschaft 2016–2020 eine Reihe von sprachpolitischen Massnahmen
beschlossen habe, welche auch mit der folgenden Kulturbotschaft fortgeführt werden
sollen. Zum anderen verwies er auf die Motion Bigler (fdp, ZH) (16.3967), welche die
Anzahl der ausserparlamentarischen Kommissionen um ein Drittel reduzieren will und
bereits im März dieses Jahres in der grossen Kammer angenommen worden war. 
Die Abstimmung im Ständerat fiel äusserst knapp aus; mit 17 zu 16 Stimmen bei fünf
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Enthaltungen sprach sich die Ständekammer für die Annahme der Motion aus und
überwies sie an den Nationalrat. 43

Eine Motion Reynard (sp, VS) wollte den Bundesrat mit einer Änderung der Verordnung
über die Landessprachen und die Verständigung zwischen den Sprachgemeinschaften
(SpV) beauftragen. Diese sollte dahingehend angepasst werden, dass die Einhaltung des
Sprachengesetzes (SpG) durch Organisationen ausserhalb der Bundesverwaltung
sichergestellt werden kann. Der Bundesrat könne im Rahmen der gesetzlichen
Vorgaben zwar vorsehen, dass von der Bundesverwaltung unabhängige Organisationen
und Personen, die mit Verwaltungsaufgaben betraut sind, gewissen Bestimmungen des
SpG entsprechen müssen, jedoch werde diese Möglichkeit noch zu selten genutzt.
Handkehrum sei besonders bei vom Bund finanzierten Organisationen eine immer
stärkere Verlagerung auf den englischsprachigen Korrespondenzweg festzustellen.
Gerade im Kontext des anhaltenden Sprachenstreites berge dieser virulente Angriff auf
die Nationalsprachen eine grosse Gefahr für den nationalen Zusammenhalt und die
Wahrung der Landessprachen der Schweiz. Daher sollten Einzelpersonen im Austausch
mit besagten Organisationen und Personen in mindestens einer der Amtssprachen
kommunizieren können. 
Der Bundesrat beantragte die Motion zur Ablehnung, auch wenn er in seiner
Stellungnahme betonte, dass er in gewissen Belangen die Anliegen des Motionärs teile.
Er verwies auf Art. 6 Abs. 1 SpG, welcher besagt, dass wer sich an besagte
Organisationen wende, dies in einer Amtssprache nach eigener Wahl tun könne. Zudem
sei zu bedenken, dass ein Grossteil dieser Organisationen relativ klein und nur regional
bzw. lokal tätig ist – bei gleichzeitig sehr divergierenden Aufgaben und Funktionen. In
diesem Sinne müsse die Möglichkeit einer spezifischen Interessenabwägung offen
bleiben. Der Nationalrat kam bei seiner Abstimmung dem Antrag des Bundesrates nach
und lehnte den Vorstoss mit 106 zu 78 Stimmen bei drei Enthaltungen ab. 44

MOTION
DATUM: 07.06.2017
MELIKE GÖKCE

Die im Frühjahr 2017 im Ständerat mit nur einer Stimme Differenz angenommene
Motion Engler (cvp, GR) wurde in der Wintersession desselben Jahres auch im
Nationalrat kritisch begutachtet. Mit der Annahme der Motion würde der Bundesrat
damit beauftragt werden, einen Entwurf für die Verankerung einer
ausserparlamentarischen Kommission für Sprachfragen im Sprachgesetz vorzulegen. 
Eine Mehrheit der WBK-NR hatte bereits in ihrem Bericht vom Oktober die Vorlage mit
13 zu elf Stimmen bei einer Enthaltung zur Ablehnung empfohlen und hielt auch
während der nationalrätlichen Debatte an ihren Erläuterungen fest. Der Grundsatz der
Motion stehe hierbei auch für die Kommissionsmehrheit nicht zur Diskussion: Die
Verständigung zwischen den verschiedenen Schweizer Sprachgruppen sei essenziell für
das Land und sei auch in der Vergangenheit durch verschiedentliche Massnahmen in
der Sprachpolitik zur Förderung von Minderheiten und Minderheitssprachen zur
Geltung gebracht worden. Ebendiese Massnahmen seien denn auch bereits gefestigte
Garanten im Engagement der Schweiz zur Umsetzung der Europäischen Charta der
Regional- oder Minderheitensprachen. Des Weiteren verfüge der Bundesrat bereits
heute über diverse Möglichkeiten, Experten beizuziehen und sich bei Bedarf mit den
betroffenen Kreisen zu koordinieren. Daher bestehe aus Sicht der Mehrheit der WBK-
NR kein Bedarf für eine entsprechende Fachkommission. 
Die Kommissionsminderheit betonte in ihrer Argumentation indes die integrative
Funktion einer solchen Einrichtung, da im Sinne einer Minderheitensprache eben nicht
nur die Landessprachen, sondern auch übrige Sprachen stetig unter Druck geraten
würden. Natürlich seien sich die Befürworterinnen und Befürworter der Motion im
Klaren darüber, dass in diesem Zusammenhang auch mit einigen Mehrkosten zu
rechnen sei. Nationalrat Maire (sp, NE) betonte aber, dass hinsichtlich der zahlreichen
Herausforderungen für die Schweiz durch die Mehrsprachigkeit und durch deren
multikulturelle Aspekte diese Mehrkosten an Gewicht verlieren würden. Der Nationalrat
sah sich aber von dieser Argumentation nicht überzeugt und stimmte dem Antrag der
Kommissionsmehrheit mit 100 zu 80 Stimmen bei zwei Enthaltungen zu, womit der
Auftrag an den Bundesrat nicht zustande kam. 45
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Nachdem die drei Motionen Cassis (fdp, TI; 14.3886), Regazzi (cvp, TI; 14.3872) und de
Buman (cvp, FR; 12.3914), die allesamt eine sprachfreundlichere Vergabepraxis bei
öffentlichen Aufträgen gefordert hatten, im Sommer 2015 beide Räte erfolgreich
passiert hatten, waren sie vom Bundesrat 2017 im Rahmen seiner Botschaft zur
Totalrevision des Bundesgesetzes über das öffentliche Beschaffungswesen zur
Abschreibung beantragt worden. In der Sommer- bzw. Wintersession 2018 kamen
sowohl der National- als auch der Ständerat schliesslich im Rahmen der Beratungen des
Beschaffungswesens diesem Antrag nach. 46

MOTION
DATUM: 10.12.2018
MELIKE GÖKCE

In der Frühjahrssession 2019 wurde eine Motion Bourgeois (fdp, FR) zurückgezogen, die
das BöB dahingehend ändern wollte, dass die öffentlichen Ausschreibungen des
Bundes zukünftig in den wichtigsten Landessprachen zu erfolgen hätten. Der
Bundesrat hatte die Motion zur Ablehnung empfohlen, mit der Begründung, dass er
bereits im Rahmen der Botschaft zur Totalrevision des Bundesgesetzes über das
öffentliche Beschaffungswesen (E-BöB) dem Parlament einen entsprechenden Passus
für die künftige Regelung der Sprachanforderungen in diesem Bereich vorgelegt habe.
Mit Bezugnahme auf ebendiese bundesrätliche Erläuterung verkündete der Motionär
den Rückzug seines Anliegens, versäumte aber nicht, darauf hinzuweisen, dass er diese
Entwicklung nicht aus den Augen verlieren werde. 47

MOTION
DATUM: 13.03.2019
MELIKE GÖKCE

Mittels einer im Winter 2018 eingereichten Motion schien Nationalrätin Gmür-
Schönenberger (cvp, LU) die Revolutionierung des Fremdsprachenunterrichts in der
Schweiz zu beabsichtigen: Sie wollte den Bundesrat beauftragen, entsprechende
Rechtsgrundlagen bzw. Konzessionen dahingehend anzupassen, dass die SRG in Zukunft
möglichst auf die Synchronisation von TV-Produktionen verzichten und stattdessen
sowohl Eigenproduktionen in den vier Landessprachen als auch englischsprachige
Filme und Serien lediglich untertitelt in Originalsprache ausstrahlen soll. Diese Idee
entsprang der Überlegung, dass der Konsum fremdsprachiger Medienprodukte, nebst
der Schule und einem längeren Sprachaufenthalt, als ein effektives Mittel zum Erlernen
von Sprachen betrachtet werden kann. Die Motionärin unterstrich ihr Argument mit
dem Verweis auf Länder wie Norwegen, Schweden, Estland oder die Niederlande. Ein
weiterer Vorteil, der sich aus diesem Vorgehen ergeben würde, wäre die
Kostenersparnis, da sich Untertitel wesentlich preisgünstiger erstellen lassen als
Synchronisationen.
Der Bundesrat zeigte zwar grosses Verständnis für den bildungspolitischen Effort des
Anliegens, sah dieses aber zugleich als einen kontraproduktiven Ansatz hinsichtlich der
Erfüllung des Service-Public-Auftrags, weshalb er die Motion zur Ablehnung empfahl. Im
Grunde setze die SRG mit ihrem Zweikanalton-Verfahren, bei dem für rund 90 Prozent
der Formate eine Untertitelung zuschaltbar ist, das Anliegen der Motion bereits
weitestgehend um. Ein weiterer Kontrapunkt liege in der Benachteiligung von blinden
und sehbehinderten Personen, welche die Originalsprache nicht gut oder gar nicht
verstehen, sowie von Personen mit einer Hörbehinderung: Der Nutzen von
zuschaltbaren Audiodeskriptionen bzw. mit zusätzlichen Informationen angereicherten
Untertiteln würde dadurch eingeschränkt werden. 
Der Nationalrat schien der bundesrätlichen Argumentation beizupflichten und lehnte
den Vorstoss stillschweigend ab. 48

MOTION
DATUM: 22.03.2019
MELIKE GÖKCE

Die Auffassung, dass die Mehrsprachigkeit eine der Grundfeste der kulturellen Identität
der Schweiz darstelle und eine immanente Rolle im viel besagten nationalen
Zusammenhalt einnehme, ist unter den Schweizer Parlamentarierinnen und
Parlamentariern kein Novum und wird auch gerne für eine adäquate
Argumentationsstruktur beigezogen. So auch von Nationalrätin Marchand-Balet (cvp,
VS), die mit ihrer Motion beim Bundesrat eine Erhöhung des Kredits für die Förderung
des Austauschs zwischen den Sprachgemeinschaften innerhalb des Gesamtkredits der
Kulturbotschaft 2016–2020 beantragte. Bei der Förderung des Erwerbs und der
Vertiefung einer zweiten Landessprache während der obligatorischen Schulzeit und der
Berufsbildung komme dem Bund eine wichtige Rolle zu, die aber auch entsprechender
Mittel bedürfe. Diese seien in der Kulturbotschaft zwar auch vorgesehen, machten aber
im Vergleich zum Gesamtkreditvolumen lediglich einen marginalen Anteil aus.
Der Bundesrat liess in seiner Stellungnahme verlauten, dass er die Ansicht der
Motionärin bezüglich der Relevanz von Sprachaufenthalten durchaus teile, da diese
nebst der Möglichkeit eines Kulturaustausches auch die Sprachkompetenzen förderten.
Mit dem Verweis auf seine Antwort zur Motion Trede (gp, BE; Mo. 14.3949) und die
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laufenden Arbeiten zur Strategie «Austausch und Mobilität» von Bund und Kantonen,
welche die Grundlage zum Bericht in Erfüllung des Postulats der WBK-NR (Po. 14.3670)
darstellen werde, beantragte er die Motion aber zur Ablehnung. Der ausstehende
Bericht werde als Grundlage für die Vorbereitungen der Kulturbotschaft 2021–2024
beigezogen und allfällige Massnahmen in diesem Rahmen vorgelegt werden. Des
Weiteren wäre eine Erhöhung der Mittel zum jetzigen Zeitpunkt, unter Berücksichtigung
des aktuellen Finanzhaushaltes, nicht angebracht.
Der Nationalrat schien hingegen in der Sommersession 2019 vom pekuniär gesteuerten
Argument des Bundesrates nur sehr bedingt überzeugt zu sein und überwies die Motion
mit einer Mehrheit von 98 zu 70 Stimmen (9 Enthaltungen) an den Ständerat. 49

In der Herbstsession 2019 machte der Ständerat kurzen Prozess mit der Motion
Marchand-Balet (cvp, VS): Der Antrag auf Erhöhung des Kredits für die Förderung des
Austauschs zwischen den Sprachgemeinschaften wurde stillschweigend gemäss dem
einstimmigen Antrag der WBK-SR abgelehnt. Kommissionssprecher Noser (fdp, ZH)
bekundete zwar grosse Sympathien für den Vorstoss, zweifelte aber die konkrete
Umsetzbarkeit des Anliegens aufgrund des Zeitplans an. Den Kredit der Kulturbotschaft
2016–2020 mittels einer Motion zu erhöhen, sei nicht zielführend, zumal sich die
Kulturbotschaft 2021–2024 bereits seit Ende Mai in der Vernehmlassung befinde. Da
die Vorlage aber bereits eine Erhöhung für den Sprachaustausch um CHF 10 Mio.
vorsehe, sei der Plan, dass der Bundesrat diesen Aspekt dann in der Folgebotschaft
umsetze. Somit sollten die zusätzlich geforderten Mittel zur Verfügung stehen, womit
das Anliegen der Motion bereits in der Kulturbotschaft aufgenommen und erfüllt
wäre. 50

MOTION
DATUM: 12.09.2019
MELIKE GÖKCE

Mit einer im Jahr 2018 eingereichten Motion forderte Martin Candinas (cvp, GR), dass
die Zivil- und Strafprozessordnung so angepasst wird, dass Eingaben bei kantonalen
Gerichten in einer frei wählbaren Landessprache eingereicht werden können. Dies
solle den Austausch zwischen den Sprachgemeinschaften fördern, wie Candinas für
sein Anliegen warb. Derzeitig können die Kantone die Verfahrenssprache selbst
festlegen, was dazu führe, dass etwa eine französischsprachige Eingabe in einem
deutschsprachigen Kanton nur behandelt werde, wenn diese von der eingebenden
Person selber auf Deutsch übersetzt werde, so der Motionär. Der Bundesrat empfahl
den Vorstoss zur Ablehnung. Wie Justizministerin Karin Keller-Sutter in der
Herbstsession 2020 im Nationalrat ausführte, erachte der Bundesrat die derzeitige
Regelung als zufriedenstellend. Eine Anpassung gemäss Motion würde lediglich mehr
administrativen Aufwand bringen, aber nichts daran ändern, dass die Kantone die
Verfahrenssprache selbst bestimmen können, womit kein «echter Mehrwert»
geschaffen werde, zeigte sich die Bundesrätin überzeugt.
Der Nationalrat lehnte die Motion in der Folge mit 129 zu 33 Stimmen bei 15
Enthaltungen ab. Die Stimmen für das Anliegen stammten mehrheitlich aus der CVP-
Fraktion, vereinzelte unterstützende Stimmen kamen aus den Fraktionen der SP, der
Grünen, der FDP.Liberalen und der Grünliberalen dazu. 51

MOTION
DATUM: 30.10.2020
SARAH KUHN

Benjamin Roduit (mitte, VS) forderte in der Sommersession 2022 in Form einer Motion,
dass in Zukunft bei Texten auf Bundesebene die Regeln und Weisungen der
französischen Sprache eingehalten werden und dafür auf die Nutzung einer inklusiven
oder geschlechtergerechten Sprache verzichtet wird. Die Debatte rund um die
inklusive Sprache werde überall geführt und sei stark politisiert, deshalb müsse die
Bundesverwaltung nun ein Machtwort sprechen und Regeln im Sinne einer klaren und
effektiven Sprache festlegen, wie Roduit sein Anliegen erklärte. Bundeskanzler Walter
Thurnherr hielt fest, dass die Bundeskanzlei diverse Weisungen und Hilfsmittel für
offizielle Texte in allen vier Amtssprachen entwickelt habe, weshalb er einen weiteren
solchen Auftrag als unnötig erachte. Auch der Bundesrat sprach sich gegen die Motion
aus. Der Nationalrat nahm die Motion jedoch mit 98 zu 77 Stimmen (bei 6 Enthaltungen)
an. Die Stimmen für den Vorstoss stammten aus den geschlossen stimmenden
Fraktionen der SVP, FDP.Liberalen und der Mitte sowie von einer Person aus dem Lager
der GLP. 52
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Mit einer Motion hatte Benjamin Roduit (mitte, VS) im Frühling 2021 verlangt, dass die
Regeln der französischen Sprache in allen Dokumenten der Bundesverwaltung
eingehalten werde, statt dass diese im Zuge einer inklusiven oder
geschlechtergerechten Sprache aufgegeben werde. Nachdem der Nationalrat das
Anliegen in der Sommersession 2022 angenommen hatte, befand der Ständerat in der
Wintersession 2022 darüber. Kommissionssprecherin Lisa Mazzone (gp, GE) erklärte,
dass sich die SPK-SR mit 5 zu 1 Stimme (bei 5 Enthaltungen) gegen die Vorlage
ausgesprochen habe, da es bereits entsprechende Weisungen von der Bundeskanzlei
gebe. So werde etwa in einem Dokument explizit erwähnt, dass alternative
Schreibweisen, wie etwa die Verwendung des Gendersternchens, nicht gestattet seien.
Ausserdem komme die Bundeskanzlei ihrer Prüffunktion nach, etwa indem sie das
Amtliche Bulletin vor der Veröffentlichung diesbezüglich kontrolliere. Da es keinen
Gegenantrag gab, lehnte der Ständerat die Motion in der Folge stillschweigend ab. 53

MOTION
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